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Von dieser Zeitschrift erscheinen
wöchentlich zwei Nummern. Achter Jahrgang Preis des Jahrgangs1Rthl. 60 gr.

Cour.;mit Porto, soweit die Großh.
Oldcnb. Posten gehen, 2Rt. Cour.

Mittwoch, 23. Januar. 1850 . A.

Die Lehrer der Volksschule.

ES gab auch in unserm Lande eine Zeit, wo man
den Stand der Schullehrer sehr gering achtete, ja
aus ihm oft genug die Rollen passiv komischer Fi¬
guren auf und vom Theater entlehnte. Manches
Lied, manches Sprichwort nahm von dieser Auffas¬
sung seinen Ausgang. Jetzt ist es dagegen in der
Presse wie in Vereinen zu einem Modeartikel ge¬
worben, die Lage der Lehrer zu bejammern und den
Stand derselben zu dem bedeutendsten im Staate zu
stempeln. Lesen unsere Nachkommen unsere Journale,
müssen sie weinen über die Barbarei dieses Jahr¬
hunderts.

Haben wir nun auch weder die eine noch die
andere Auffassung je getheilt, und können wir die
erstcre als der Zeit bereits verfallen betrachten, dürste
es sich doch empfehlen, die jetzt herrschende Richtung
etwas näher in das Auge zu fassen, und auf das
Maß des Rechten und Billigen einigermaßen zu¬
rückzuführen.

Was die Bedeutung und Wichtigkeit des Stan¬
des der Lehrer betrifft, wollen wir nur darauf auf¬
merksam machen, daß kein Verständiger sie verkennt,
aber eben so wenig geneigt sein wird, die Leistungen
der Volksschule zu überschätzen. Dagegen bewahrt
ihn der Blick auf die Bildung der Massen. Aber
eben an eine Ueberschätzungder Leistungen der Volks¬
schule haben sich Ansprüche geknüpft, die zum Thcil
nicht allein das Maß des Billigen und Gerechten,

sondern gar der Möglichkeit überschreiten, und damit
wiederum das Gebiet einer Gravität betreten, welche
an das Komische streift. Ungern möchten wir in¬
dessen diese Auffassung bei einem Stande zulassen,
der uns ehrwürdig ist, seiner Bedeutung wegen, wie
im Andenken an die Lehrer unserer Jugend und auö
Theilnahme für manche Freunde die ihm angehören.

Es dürste daher an der Zeit sein, die Stellung
der Lehrer der Volksschule ihrer äußeren Lage nach
kurz zu erwägen. Sie wird in folgenden Sätzen
sich darstellen lassen:

1) Die Bildung der Lehrer übernimmt der Staat
im Seminar, alle haben daselbst auch freie Wohnung,
die Unbemittelten Unterhalt.

2) Nach einem kurzen Kursus treten sie eine Zeit¬
lang als Hülfslehrer oder Hauslehrer ein, werden
besoldet und kehren dann zur Vollendung ihrer Bil¬
dung auf das Seminar zurück.

3) Entlassen aus der Anstalt wird dem Semina¬
risten ferner eine Stellung als Hülfs- oder Vacanz-
lehrer, und bei einiger Tüchtigkeit häufig vor dem
21 Jahre eine Stelle , die ihm freie Wohnung in
fast durchgängig gutem, zum Theil schönem Gebäude,
und als Wenigstes ein Einkommen von 80 —100
Rthlr. in Golde gewährt. Sehr viele, vielleicht die
meisten, Anfangsstellen, tragen mehr ein.

4) Freiheit vom Eintritt in den Militairdicnst.
5) Garantie für die Schulgelds- Einnahme.
6) Verbesserung nach Dienstalter und Leistungen.



L«
7) Pensionirung im Alter , wenn auch nicht dem

Gesetze doch dem Herkommen nach.
Das wäre die äußere Stellung , welche den Leh¬

rern der Volksschule in unserm Lande bis jetzt zu

Theil geworden ist . Auch wir wünschen ihr eine
Verbesserung , möchten aber dem stürmischen Verlan¬
gen darnach , wie manchen ausschweifenden Hoffnun¬
gen und wohlfeilen verschwenderischen Versprechungen
die Erfahrung entgegen halten — die jeder Lehrer
so ziemlich gemacht haben wird — daß man unter
den Landleuten , also bei der überwiegenden Masse
des Volks , dafür nur sehr selten Sympathieen an¬
trifft , sondern fast alle dem Lehrcrstande in neuerer
Zeit zugewendcte Vortheile vielen Widerstand gefun¬
den haben . Uns sind sogar Schulachten bekannt , in
denen die Ansicht ziemlich allgemein ist , daß ihre
Schulstellen an Einnahme jetzt heruntergcsetzt werden
müssen , während daselbst doch die Lehrer nicht mehr
als ihr nothwendigstes Auskommen haben.

Damit wollen wir diese Bemerkungen abschließen
und nur noch zur Begründung , wie weit sich die
Ansprüche mitunter verirren , anführen , daß junge
Lehrer von dem neuen Schulgesetze die Bestimmung
erwarten , daß die kleinste Anfangstelle ohne Haus rc.
auf 200 Rthlr . wenigstens gebracht werden solle.
Wer wollte dieses nicht wünschen , wenn es auszu-

sührcn wäre!

Das Zerlviirfnitz
zwischen dem allgemeinen Landtage und der Staats¬

regierung des Großhcrzogthums Oldenburg.

Die Ucberschrift bezeichnet den Titel einer kleinen
Schrift des ehemaligen Abgeordneten Wibel aus
Schwartau . Es ist hier im Herzogthum ( durch den
Beobachter ) bekannt geworden , daß Hr . Wibel von
der Ncudorfer Versammlung (d. h. von Hrn . Linde-
mann ) mit Ungunst behandelt wurde , weil er bei
seiner letzten Abstimmung mehr seinem Gewissen , als
seinem eignen Sinn und dem Commando der Partei¬
führer folgte . Das mag ihn zu dieser Schrift be¬
wogen haben . — Wir heben aus derselben einfach
folgenden Jdeengang hervor.

„Diese Schrift soll zeigen , daß durch das beste¬
hende , namentlich aber durch das fortgesetzte und

gesteigerte Zerwürfniß zwischen dem Oldenburger
Lande und der Landesregierung das Verfassungs¬
werk , ungeachtet der Beeidigung des Grundgesetzes,
gefährdet und des Landes Wohlfahrt bedroht ist, daß
eine Versöhnung deshalb nothwendig erscheint und
daß , nach der heutigen Sachlage , das Land die Hand
dazu bieten muß , indem es durch den nächsten Land¬
tag die von der Staatsregierung erbetene nachträg¬
liche Zustimmung zu dem nun einmal erfolgten An¬
schluß an das Berliner Bündniß crtheilen läßt . „
. . . Bitter rächt es sich jetzt überall , sowohl für
die Staats - Regierungen als für die Länder , daß
den letzteren die seit 18t5 wiederholt ausgesprochene
Volksvertretung zum Theil erst viele Jahre später in
Erfüllung ging . Auf Seite der Regierungen ist zu
wenig Hingebung an die schwer bewilligten neuen
Staatsformen . „Auf der andern Seite ist aber auch
den Volksvertretungen , welche im Sturmschritt des
Jahres 1818 — mit einem vermeintlich schon ferti¬
gen neuen Staatsrechte - in ' s Leben traten , ihre
ungewohnte Existenz und Gewalt oft so blendend ge¬
wesen , daß sie das Weiteste für das Beste hielten
und darüber das Gute verloren , indem sie auch das
Unmögliche für möglich , Nach geben aber für
Schwäche und Schande hielten.  Von beiden
Seiten hat man zu wenig im Auge behalten , daß
gerade darin das Wesen der constitutionellcn Staats¬
form liegt , daß sie zwei gleichberechtigte Gewalten
hat , Volksvertretung und Staatsregierung , welche
beide nur in U e b crei nstimmu ng  regieren kön¬
nen . Diese Uebcreinstimmung kann aber selbstredend,
wo sie von vorne herein nicht stattsindet , in der Re¬
gel nur durch Nachgebcn  von der einen und von
der andern Seite hervorgcbracht werden , und ohne
Nachgebcn und Uebcreinstimmung  ist die
constitutionclle Regierungsform unausführbar ." Es
ist bedauernswerthe Täuschung , wenn man meint,
man dürfe den Conslict der Gewalten aufs äußerste
treiben ; dem Verfassungswerk könne dadurch keine
Gefahr drohen , weil es von Fürst und Staatsdicncrn
beschworen sei. Schon die Art , wie Art . 27 . und
160 . gegenwärtig benutzt werden , zeigt daß die Ge¬
fahren für das Staatsgrundgesetz wirkliche sind.
Wer zur Umsturzpartei gehört wird sagen : je toller
je besser ! „ Aber selbst diese Partei müßte sich sagen,
daß das oldcnburgische Volk seinen Vertretern auf



dem Landtage nicht den Umsturz , sondern den Auf¬
bau eines geregelten Zustandes zur Aufgabe machte,
und wer da glaubt , daß es nur darauf ankäme,
noch ein oder ein Paar Ministerien in Oldenburg zu

stürzen , um , ungeachtet der jetzigen politischen Zu¬
stände in Deutschland , ein Ministerium von der
äußersten Linken des Landtags gebildet zu sehen , der

glaubt das Unmögliche . Bevor dies  unter den
jetzigen Verhältnissen geschieht , kann das ganze Land
zu Grunde gehen , und können alle Constitutionen
in ganz Deutschland suspendirt werden . Die neue¬
sten Nachrichten deuten auf ein solches Gelüste von
Seiten Oesterreichs schon genügend hin !" — „Die
Vertretung des oldenburgischen Volks hat die Auf¬

gabe der umsichtigen Erwägung Dessen was erreich¬
bar ist, und was Noth thut , und das ist für den
Augenblick der Friede im Innern . Die Ein¬
tracht zwischen der Staatsrcgierung und dem Land¬
tage muß , selbst mit Opfern , erkauft werden . Die
Staatsregierung wird von dem Punkt , auf den sie
im Zerwürfniß verschlagen ist, nur noch an der ver¬
söhnlich Vargedotcnen Hand des Landtags umkehren
können , oder sie wird ihre Stütze da suchen müssen,
wo keine Umkehr mehr möglich ist." — Möge der

künftige Landtag im klebrigen sich zur Regierung
stellen , wie er es verantworten könne ; was aber daS
Berliner Bündniß  betrifft , so muß er die Zu¬

stimmung zu dem unwiderruflich vollzogenen Beitritte
nicht länger verweigern . Am l . September v. Z.
konnte der Landtag noch hoffen , daß sein „ Nein"

dazu beitragen werde , bas Bündniß zu beseitigen.
Am 3 . Decbr . war cö schon geboten , dem Lande die
Calamitäten deS Losreiffungsversuchs zu ersparen.
Jedenfalls war es eine Inkonsequenz und ein Mi¬
scher Fehler , erst das Ministerium hinsichtlich seines
Verfahrens in dieser Sache von aller Verantwortung

frcizusprechen , und hinterher die nachträgliche Zu¬
stimmung zu versagen . Das Land wird diesen
Fehler thcuer bezahlen,  wenn er nicht bald
wieder gut gemacht wird . ,/Wollte aber auch der

nächste .Landtag , — wenn ihm seine nachträgliche'
Genehmigung zu dem unwiderruflich geschlossenen
Bündnisse abgcfvrdert wird — nochmals „Nein"
sagen , nachdem die Sachen sich wie bis heute ge¬

staltet haben , und nachdem das Land durch die Vor¬
nahme der Wahl zum ErfurterMeichstage den An¬
schluß an das Bündniß sactisch genehmigt haben

wird , so verdoppelt und verdreifacht er seinen politi¬
schen Fehler , indem er daS Oldenburgische Land und

Volk nutzlos immer tiefer in Conflict und Unglück
hincinreitet ." . . //Es ist unter den Verhältnissen
der Gegenwart auch mit der größten Bestimmtheit
vorauszusehen , daß ein Landtag kommen wird , und
wäre es von heule an auch erst der zehnte , der den
Beitritt zum Berliner Bündniß , wenn eS besteht,
endlich nachträglich genehmigen wird , und dann
werden wir mit tiefer Betrübniß und Klage auf die
verlorenen Jahre , auf die zu pensionirenden Minister,
auf die Trümmer unserer Verfassung und auf die
Zerrüttung unserer Finanzen zurückblicken , mit dem
Ausruf , der dann zu spät kommt:

wenn es doch so kommen mußte , warum haben
wir nicht früher nachgegeben , als Loskommcn von
dem Bündnisse schon unmöglich , aber manche Ret¬

tung im eigenen Hausstande noch möglich war ?"
Wir haben absichtlich — weil der Vers , den sog.

demokratischen Standpunkt einnimmt — nur referirt.
Mögten diejenigen , die seinen Standpunkt cheilen,
seine Worte beherzigen . Die andern Bündniß -Geg-
ner , welche die verlornen Jahre nicht beklagen , —
die sind freilich incurabel.

Der strenge Winter!

Mögten sich Conscrvative und Demokraten jetzt
doch darüber einigen , dem geringen Mann unter die

Arme zu greifen , sei es durch Arbeit geben , Unter¬
stützen mit Kleidungsstücken oder auf welchem sonsti¬
gen Wege es geschehen mag . Gewiß wäre dies jetzt
an der Zeit ; denn geht man in manche Hütte , aus
einem Erdwaü und einigen Staken erbauet , und fin¬
det dort viele Kinder , dabei Brodschrank und Ma¬

gen leer , und wenig Kleidung über den Leib, so wird

einem schaurig , und man fühlt sich gewiß gedrungen
zu helfen so weit man ' s vermag . Aber wenige Men¬
schen gehen darum aus , um solche Zustände bei Lichte
zu besehen ! 8.
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Aleirre Chronik.
Oldenburg . — In Folge Aufrufs in Nr. S. der Old.

Anzeigen war am Sonntag eine von etwa 60 Wahlberechtigten
besuchte Versammlung zur Berathung über die Wahl zum
Volkshaus in Erfurt. Es wurde der Zweifel angeregt, ob es
gerathcn sei, jetzt, wo in Preußen der Schein-ConstitutionaliS-
muS die Oberhand zu gewinnen scheine, sich an dem Zustandekom¬
men des Reichstags zu betheiligen. Entgegnet wurde: Wir wollten
«S nicht machen, wie Stüve und Genossen, die aus Sorge vor den
Gefahren, die neben dem Wege liegen, das Ziel aus dem Auge
verlören, sondern bedenken, daß vielleicht selbst noch von Erfurt
aus eine Einwirkung auf die preußische Regierung möglich sein
werde; jedenfalls aber, wenn die Krisis in Preußen einen un¬
günstigen Ausgang nehme, die Wahl uns nicht mit der reac-
tionairen Partei in Preußen verbinde. Im Gegentheil könne
rie Politik der Umgebung des Königs vielleicht desto freisinni¬
gere Wahlen für den Reichstag bewirken. Es betheiligten sich
an der Discussion die HH. Wechsler, v. Wedderkop, Schleifer,
Rüder, Zedelius, Leverkus und Groskopff. Resultat der Ver¬
sammlung war die in den Anzeigen bekannt gemachte Wahl¬
männerliste.

Schul - Präparanden. — In Nr. 99. d. Bl. vom
vor. Jahr ist die Anfrage gestellt: ob nicht dem im Herzvgth.
Oldenburg herrschendenMangel an geeigneten Seminar-Aspi¬
ranten durch den Ueberfluß, welchen das Fürstenlhum Lübeck
an solchen jungen Leuten habe, eher und paffender abzuhelfen
sein mögte, als durch Heranziehung von Ausländern. Einsender
weiß nicht, ob den Hannoveranern, deren man sich dort zur
Aushülse bisher bedient hat, eine hinreichende Unterstützung
für die Dauer ihres Aufenthalts auf dem Seminar gereicht
wird, und ob man ihnen bei ihrer Aufnahme eine Anstellung
im Oldenburgschcn für den Fall, daß sie den von ihnen ge¬
hegten Erwartungen entsprechen würden, zusichcrt. Unter die¬
sen Bedingungen mögte sich wohl einer oder der andere unse¬
rer Schulamtspräparanden zur Uebersiedelung bereit finden.
Es gicbt hier gegenwärtig an 20 junge Leute, im Alter von
16 bis 26 Jahren, die sich aufs Schulfach vorzuberciten an¬
gewandt sind und wovon die meisten einstweilen als Hülssleh-
rcr an Schule» des Herzogthums Holstein sungiren, während
kaum der vierte Thcil, auch bei der besten Vorbildung, hoffen
darf, aufs Oldenburger oder ein anderes Seminar zu gelan¬
gen. So viel Vermögen, daß sie die Kosten eines zweijähri¬
gen Kursus auf einer solchen Anstalt bestreiten könnten, be¬
sitzen die wenigsten. Sie müssen also darauf warten, daß ih¬
nen von der hiesigen Regierung eine Unterstützung dazu er¬
wirkt und sie mit solcher zur Aufnahme auf das Seminar in
Oldenburg empfohlen werden. Bisher sind nun i» der Regel
jedes Jahr um Michaelis ihrer drei auf solche Weise nach
Oldenburg befördert worden. Allein die meisten Volksschul-
stellcn des Landes (etwa 66 an der Zahl) sind jetzt mit jun¬
gen Männern besetzt und die Regierung scheint daher nicht

mehr so viele Kandidaten wie bisher für den Dienst heran-
ziehen zu wollen, und so ist denn in der That das Mißver¬
hältnis groß. Daß im Jahre 1849 gar kein Eutiner aufs
Seminar geschickt worden, könnte übrigens auch wohl durch
die gegenwärtigen Zustände des Seminars zu erklären sein,
welche allgemein als sehr unbefriedigend geschildert werken.
Damit dürfte es aber nicht eher besser werden, als bis das
Seminar mit einem ausschließlichfür dasselbe wirksamen tüch¬
tigen Direktor und noch einigen wissenschaftlich und praktisch
durchgebildetcnneuen Lehrern versehen und namentlich auch der
Religionsunterricht nicht mehr den Händen mehrer Geistlichen
von verschiedener Richtung anvcrtraut sein wird.

Eutin, im Januar.
Der constituirendeLandtag überdieGrößeder

Wahlkreise. — Die JeverländischenNachrichten widerlegen
Las Gerede, als ob durch die Verordnung vom 17. December
v. I . die Verfassung verletzt sei, indem sie auf die Verhand¬
lungen über ras Wahlgesetz Hinweisen. „Es wurden, heißt
es, vom Ausschüsse Gründe gegen die Zweckmäßigkeit kleinerer
Wahlkreise angeführt, allein mit keinem Worte wurde weder
in dem Ausschußberichte, noch in den späteren Verhandlungen
angedeutet, daß man durch eine Festsetzung kleinerer Wahlkreise
mit dem Beschlüsse für das Staatsgrundgesetz in Widerspruch
treten würde; man zweifelte damals gar nicht daran, daß man
befugt sei, der Bestimmungen des Staatsgrundgesetzes unge¬
achtet kleinere Wahlkreise, ja Wahlkreise für je Einen Abge¬
ordneten im Wahlgesetze sestzusctzcn; man unterließ es nur
aus Zweckmäßigkeitsgründen, und jetzt soll die Aendcrung der
bisherigen Wahlkreise, deren Unzweckmäßigkeit die Erfahrung
bestätigt hat, eine Verfaffungsverlctzuna sein!" Weiter wird
auf Brader's Tadel der Einthcilung nach Landgerichtskrciscn
hingcwiescn, und fortgefahrcn: „Hierauf bemerkte denn der
Abg. Greverus,  die Kommission zur Entwerfung des Staats-
grundgesetzcs habe das Wahlgesetz nicht als einen Theil des
Grundgesetzes angesehen und es deshalb auch nicht als eine
Anlage desselben bezeichnet. Es sei ein Gesetz wie jedes
andere und könne daher abgeändert werden auf
demselben Wege wie alle andern Gesetze.  Nachdem
darauf der Abg. Lüerßen  sich dem Anträge des Abg. Bra¬
ver  angeschloffen hatte, weil er auch gegen diese Einthcilung
in Kreise sei, die besonders unzweckmäßig beim Kreise Olden¬
burg erscheine, beantragte der Abg. Wibcl  l ., dann möge der
Landtag lieber einen Beschluß fassen, daß das Wahlgesetz
nicht als ein Theil des Staatsgrundgesctzes anzusehcn sei,
und dieser Antrag wurde dann gegen3 Stimmen und mit
dem Bemerken angenommen, daß diejenigen Bestimmungen, die aus
dem Wahlgesetze in das Staatsgrunkgesetz ausgenommen, selbstre¬
dend einen Thcil desselben bildetest. Es hat demnach der Landtag
zur Vereinbarung des Staatsgrundgcsetzes ausdrücklich aner¬
kannt, daß das Wahlgesetznicht Theil des Staatsgrundgesetzes
sei; es ist demnach ein einfaches Gesetz und kann, wie auch
von einem Abgeordneten ausdrücklich hervorgehoben ist, ohne
daß ihm widersprochenwurde, mit Ausnahme der aus dem
Staatsgrundgesetze entnommenen Bestimmungen, wie jedes
andere Gesetz ausgehoben werden, also auch auf den Grund
der Bestimmungen des Art. 166."

Redakteur: H'. Rüder. Verlag und Schnellpressendruck von Gerhard Stalling in Oldenburg.
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Das Wahlgesetz.

Die von derStaatsrcgierung vorläufig verfügten
Aenderungen des Wahlgesetzes, deren Zweckmäßig¬
keit,  wie man auch über die Einführung selbst
urtheüen mag, nicht verkannt werden kann, betrifft
im Wesentlichennur eine untergeordneteArt des
Verfahrens, nach welcher die Abgeordnetengewählt
werden sollen. Die eigentlichen, verfassungsmäßig
feststehenden Grundlagen des Wahlgesetzes, die Be¬
dingungen der Stimmberechtigungund der Wähl¬
barkeit, sind nicht irgendwie verändertworden. Daher
sollte auch ein Jeder, der in diesen Dingen ein eige¬
nes Urtheil hat, cS für eine Beleidigung seines Ver¬
standes ansehen, wenn man von gewisser Seite ihm
einzuredenbemüht ist, daß das neue Ministerium
darin gegen die Landesverfassunggehandelt habe.

Von ganz anderer Wichtigkeitist aber diejenige
Aenderung, die über kurz oder lang mit jenen
Grundlagen  des Wahlgesetzes selbst wird vorge¬
nommen werden. Wir meinen nicht, daß solche
Aenderungen von der StaatSregierung eingeführt
oder beantragt, sondern daß sie von den Vertretern
des Volks selbst ausgehen werden. Wenn man das
Urtheil so vieler einsichtiger Personen, die Aeußerun-
gen so mancher Abgeordneten der beiden letzten Land¬
tage, insbesondereaus dem Bauernstände, zusammen
nimmt, so merkt man bald, daß zwar langsam aber
nur desto sicherer die Ueberzeugungheranreift, daß
die allgemeine Wahlberechtigungkeine genügende

Sicherheit dafür gewähre, daß die besten und erfah¬
rensten Personen in den Landtag werden gewählt
werden. Nachdem man von dem Rauschedes vori¬
gen Jahres , wo wir Alle uns so hoch gehoben und
über menschliche Schwächen erhaben glaubten, wieder
nüchtern gewordenist, wundert Mancher sich wohl
nicht mit Unrecht darüber, daß man den ärmsten
Tagelöhner, der vielleicht weder lesen noch schreiben
kann, der nie über staatliche Verhältnisse nachdcnkt,
vielmehr vom Morgen bis zum Abend um seinen
Broderwerb sich abmüht, der keine Selbstständigkeit
hat und daher auch von jedem demokratischenVolks-
bcglücker, welcher ihm Gott weiß welche unsinnige
Versprechungen macht, wie ein schwankes Rohr hin-
und hergezogen wird, — daß man einen solchen in
der Ausübung des höchsten pölltischen Rechts gleich¬
stem mit demjenigen, der Einsicht, Erfahrungund
Mittel hat, um für das allgemeineBeste wirksam
thätig zu sein. Gar mancher Bauer ist schon be¬
sorgt darüber, daß unser demokralischcs Wahlgesetz
auch in die künftige Gemeindeordnung übergehen
werde, zumal nachdem die Staatöregierung dies im
Entwürfe vorgeschlagenhat. Diese konnte aber
kaum anders. Denn es wäre ja ein schreienderWi¬
derspruch gewesen, wenn man für die Stimmbercch-
tigung in den minderwichtigenAngelegenheitender
kleinen staatsbürgerlichenKreise nach größeren Ga¬
rantien sich umschen wollte, als man dort verlangt,
wo die höchsten Fragen der Gesetzgebung und Poli¬
tik zur Berathung kommen.
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